
INFORMATIONEN ÜBER DIE NICHT VERÖFFENTLICHTEN ENTSCHEIDUNGEN 

Urteil des Gerichtshofs (Achte Kammer) vom 18. Juli 2007 — 
Kommission/Vereinigtes Königreich 

(Rechtssache C-155/06) 

„Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Richtlinie 96/29/Euratom — Schutz der 
Gesundheit der Arbeitskräfte und der Bevölkerung gegen die Gefahren durch 

ionisierende Strahlungen — Keine vollständige Umsetzung innerhalb 
der vorgeschriebenen Frist" 

Vertragsverletzungsklage — Prüfung der Begründetheit durch den Gerichtshof — 
Maßgebende Lage — Lage bei Ablauf der in der mit Gründen versehenen 
Stellungnahme gesetzten Frist (Art. 226 EG) (vgl. Randnrn. 18-20) 

Gegenstand 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Versäumnis, alle Vorschriften zu 
erlassen, die erforderlich sind, um Art. 54 der Richtlinie 96/29/Euratom des Rates 
vom 31. Mai 1996 zur Festlegung der grundlegenden Sicherheitsnormen für den 
Schutz der Gesundheit der Arbeitskräfte und der Bevölkerung gegen die Gefahren 
durch ionisierende Strahlungen (ABl. L 159, S. 1) nachzukommen — Fehlen von 
Vorschriften, die die Durchführung aller geeigneten Interventionen in allen 
Situationen ermöglichen, die aufgrund der Folgen einer radiologischen Notstands­
situation oder der Ausübung einer früheren Tätigkeit zu einer dauerhaften 
Strahlenexposition führen 

Tenor 

1. Das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland hat dadurch 
gegen seine Verpflichtungen aus Art. 53 der Richtlinie 96/29/Euratom des 
Rates vom 31. Mai 1996 zur Festlegung der grundlegenden Sicherheits­
normen für den Schutz der Gesundheit der Arbeitskräfte und der 
Bevölkerung gegen die Gefahren durch ionisierende Strahlungen verstoßen, 
dass es innerhalb der vorgeschriebenen Frist nicht alle Rechts- und 
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Verwaltungsvorschriften erlassen hat, die erforderlich sind, um in allen 
Situationen, die aufgrund der Folgen einer radiologischen Notstandssitua­
tion oder der Ausübung einer früheren Tätigkeit zu einer dauerhaften 
Strahlenexposition durch ionisierende Strahlung führen, geeignete Inter­
ventionen zu ermöglichen. 

2. Das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland trägt die Kosten. 

Urteil des Gerichtshofs (Siebte Kammer) vom 18. Juli 2007 — 
Op- en Overslagbedrijf Van der Vaart/Staatssecretaris van Financiën 

(Rechtssache C-402/06) 

„Gemeinsamer Zolltarif — Tarifierung — Kombinierte Nomenklatur — Ware, die 
durch das Gerinnen von Milch und Entzug eines großen Teils 

der Molke erlangt wird" 

Gemeinsamer Zolltarif — Tarifpositionen (vgl Randnrn. 27, 35, Tenor 1-2) 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Hoge Raad der Nederlanden — Auslegung des 
Anhangs I der Verordnung (EG) Nr. 1734/96 der Kommission vom 9. September 
1996 zur Änderung des Anhangs I der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates 
über die zolltarifliche und statistische Nomenklatur sowie den Gemeinsamen 
Zolltarif (ABl. L 238, S. 1) — Ware, die durch Gerinnen von Milch und Entzug eines 
großen Teils der Molke erlangt wird, die 2 % Molkeproteine enthält und bei der 
während eines 24 bis 36 Stunden dauernden Trocknungsverfahrens Proteine durch 
die Wirkung eines zugesetzten Enzyms zerlegt werden 
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